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Ergänzung des
Bundesgesetzes über die Eidgenössischen Technischen Hochschulen (ETH-Gesetz)
Vernehmlassungsverfahren

Das ETH-Gesetz soll ein neues Kapitel «Sicherheit» mit den Abschnitten «Sicherheitsdienste» (E Art. 36g und 36h) sowie «Videoüberwachung» (E Art. 36i)[footnoteRef:1] erhalten. Für die bereits vorhandenen Sicherheitsdienste fehle eine gesetzliche Grundlage (Erl. Bericht v. 21. November 2018, 8), die hiermit geschaffen werden soll. [1:  Zur vorgesehenen Regelung der Videoüberwachung wird hier nicht Stellung genommen; dies ist Sache der Datenschutzbehörden.] 

1. Verfassungsmässigkeit
a) Umfang der verfassungsrechtlichen Hochschulautonomie
Art. Nach Art. 63a BV betreibt der Bund die Eidg. Technischen Hochschulen. Diesen kommt ein hoher Grad an Autonomie (Hochschulautonomie) zu, was sich bei aller Auslegungsbedürftigkeit dieses Begriffs grundsätzlich auf die Wissenschaftsfreiheit in Forschung Lehre und ihre betriebliche Ermöglichung bezieht.[footnoteRef:2] In dieser Autonomie eingeschlossen ist im Rahmen der Rechtsordnung die Verfügungshoheit über Gebäude und Installationen sowie das Hausrecht. Das Hausrecht umfasst auch das Recht, Personen, die sich unbotmässig verhalten oder Hausverbot haben, mit angemessenen Mitteln – prinzipiell jedoch ohne physische Gewalt – des Hauses zu verweisen. In Gebäuden der Hochschulen können solche Aufgaben des Hausrechts auch privaten Sicherheitsdiensten übertragen werden. «Polizeinahe Funktionen» (Erl. Ber., a.a.O. zu E Art. 36i) gehören jedoch nicht zum Hausrecht und damit nicht zu ihren Befugnissen. [2:  Bernhard EHRENZELLER/KONRAD SAHLFELD, St. Galler Komm, Art. 63 a, Rz.19f.] 


b) Implizite Kompetenz zu «polizeinahen Funktionen»?
Sicherheitspolizeiliche Befugnisse bedürfen einer unzweifelhaften Verfassungsrundlage.[footnoteRef:3]  [3:  MARKUS H.F. MOHLER, Grundzüge des Polizeirechts, 2012, Rz. 204.] 

Aus einer Hauptzuständigkeit (hier: Betrieb der Hochschulen) adhäsionsweise in Anspruch genommene implizite Kompetenzen (hier: Grundrechtseingriffe qua «polizeinahen Funktionen») sind nur mit grosser Zurückhaltung anzunehmen, sofern die implizite Kompetenz unausweichlich ist, um die Hauptaufgabe überhaupt wahrnehmen zu können. Andernfalls besteht keine verfassungsmässige Zuständigkeit zu einer entsprechenden gesetzlichen Regelung. Da ohne Weiteres andere Möglichkeiten der Sicherheitsgewährleistung nach der verfassungsmässigen Kompetenzgliederung realisierbar sind, fehlt für die Übertragung von Befugnissen wie Anhaltung oder zwangsweise Ausweiskontrollen die notwendige Verfassungsgrundlage. «Polizeinahe Funktionen» ist zudem ein vager und damit unbrauchbarer Ausdruck und schon gar kein Begriff.

2. Gesetzliche Grundlage
a) Hinweise auf die Verordnung über das Sicherheitswesen in Bundesverantwortung und die Transportpolizei
Im Erl. Ber. (a.a.O.) wird auf Art. 9 Abs. 3 der Verordnung über das Sicherheitswesen in Bundesverantwortung[footnoteRef:4] verwiesen, wonach u.a. die Eidgenössischen Technischen Hochschulen und die mit ihnen verbundenen Anstalten die Gefährdungsbeurteilung und sämtliche daraus folgenden Sicherheitsmassnahmen für ihre Gebäude eigenständig durchführen. Sodann wird in diesem Zusammenhang auf das «Vorbild» der vergleichbaren Vorschriften aus dem Transportwesen[footnoteRef:5]verwiesen. Dieses Vorbild ist allerdings ungeeignet, da es dem BGST an einer Verfassungsgrundlage gerade gebricht.[footnoteRef:6] Auch in anderer Hinsicht kann es nicht als Vorbild dienen, bestimmt es doch, das Bundesgesetz über die Anwendung polizeilichen Zwangs und polizeilicher Massnahmen im Zuständigkeitsbereich des Bundes[footnoteRef:7] sei anwendbar, ignorierend, dass Art. 2 Abs. 1 Bst. e nicht greift, da die SBB keine der in den Bst. a – d genannten Behörden, jedoch sowohl die Transport- bzw. «SBB-Polizei» wie auch rein private Sicherheitsunternehmen «Private» sind. [4:  VSB, SR 120.72.]  [5:  Gemeint ist offensichtlich das Bundesgesetz über die Sicherheitsorgane der Transportunternehmen im öffentlichen Verkehr (BGST, SR 745.2).]  [6:  MARKUS H.F. MOHLER, Föderalismus im Sicherheits- und Polizeirecht –
Reform dringend!, in: Newsletter 1/2018 des Instituts für Föderalismus der Universität Fribourg (https://www3.unifr.ch/newsletter/archive/mail.php?lang=de&y=2018&id=1630) ]  [7:  Zwangsmassnahmengesetz, ZAG SR 364.] 

Sodann wird in E Art. 36g Abs. 1 und E Art. 36h Abs. 1 festgehalten, dass die Sicherheit und Ordnung «auf den Arealen» solchermassen zu gewährleisten sei. Soweit es sich nicht um klar abgegrenzte «Areale» handelt, sondern um Strassen und Plätze (Terrassen), die jedermann frei zugänglich sind, sind solche Flächen wie Allmend zu behandeln und fallen in die Zuständigkeit der örtlichen  Polizei. 
Wo endet der Einsatzraum der Sicherheitsorgane? Das kann bspw. bei einer Weigerung der Personalienangabe mangels einsichtiger Kompetenz der Hochschul-Sicherheitsorgane zu beschwerde- und strafrechtlichen Problemen führen.

b) Eigenständige Gefährdungsbeurteilung und Sicherheitsmassnahmen (Exkurs)
Ob die Bestimmung in Art. 9 Abs. 3 VSB u.a. die Hochschulen die Gefährdungsbeurteilung und sämtliche daraus folgenden Sicherheitsmassnahmen für ihre Gebäude eigenständig durchführen sollen, darf bezweifelt werden. Für eine Gefährdungsbeurteilung dürften ihnen die notwendigen Informationen fehlen. Demnach bedürfen sie der Zusammenarbeit mit der zuständigen Kantons- und/ oder Stadtpolizei. Gestützt auf eine solche Lagebeurteilung (samt deren nachrichtendienstlichen Kenntnissen, eingeschlossen des Nachrichtendienstes des Bundes) sind die  daraus folgenden Sicherheitsmassnahmen zu treffen. Dafür dürften zweifelsfreie polizeiliche Kompetenzen Voraussetzung sein. 
Zudem beschränkt Art. 9 Abs. 3 VBS diese Aufgabe ausdrücklich auf die Gebäude und schliesst nicht auch (zumindest für das Publikum unklar definierte) Areale ein.
c) Konflikt mit Art. 62e RVOG
Die eigenständige Regelung und Verantwortung des Bundesbetriebes, namentlich mit dem Verweis auf Art. 9 Abs. 3 VSB, bildet einen offenen Konflikt mit Art. 62e RVOG,[footnoteRef:8] wonach die  Kantone dem Bund für Schäden an dessen Eigentum infolge einer Störung der öffentlichen Ordnung haften. Dies betrifft – je nach Lage – nicht nur Störungen der öffentlichen Ordnung ausserhalb der Gebäude, sondern kann, wenn solche durch vom eigenen Sicherheitsdienst mit dem Hausrecht nicht mehr zu bewältigende Störungen verursacht werden, auch für Schäden innerhalb gelten. Es ist daran zu erinnern, dass gesetzliche Regelungen solchen in Verordnungen vorgehen.  [8:  Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz, SR 172.010.] 

Kantone können aber grundsätzlich nicht haftbar gemacht werden, wenn sie in die Lagebeurteilung und die Festlegung und Durchführung der sich daraus ergebenden Massnahmen nicht einbezogen worden sind.

3. Gewaltmonopol
Sofern die beauftragten privaten Sicherheitsdienste ausserhalb des vom Hausrecht umfassten Areal Massnahmen wie Anhaltung oder (zwangsweise) Identitätskontrollen durchführen können sollen, handelte es sich um eine Verletzung des rechtsstaatlichen Gewaltmonopols.[footnoteRef:9] [9:  RAINER J. SCHWEIZER/MARKUS H.F. MOHLER, St. Galler Komm, Vorbem. zu Art. 57-61 BV, Rz. 22.] 

4. Fazit
Soweit die Hochschulen Massnahmen, die über das Hausrecht hinausgehen, treffen müssen, haben sie als rechtlich einwandfreie Lösung die örtlich zuständige Polizei zuzuziehen.
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